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Psychotherapie 

Angebot von Gruppentherapie bei Kindern 
und Jugendlichen wird künftig erleichtert  
Berlin, 18. April 2013 – Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
hat am Donnerstag in Berlin zwei Regelungen zur Gruppentherapie ak-
tualisiert und vereinfacht. Die beschlossenen Änderungen der Psycho-
therapie-Richtlinie beinhalten zum einen die Verringerung der Mindest-
teilnehmerzahl in der tiefenpsychologisch fundierten und analytischen 
Gruppentherapie von Kindern und Jugendlichen von sechs auf drei Teil-
nehmer. Eine weitere Änderung der Richtlinie sieht vor, dass eine Ver-
haltenstherapie künftig auch als alleinige Gruppentherapie, und nicht nur 
in Verbindung mit Einzeltherapie zulasten der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) erbracht werden kann. 

„Die Verringerung der Mindestteilnehmerzahl für die Gruppentherapie 
trägt altersspezifischen Entwicklungsbedingungen und den besonderen 
therapeutischen Erfordernissen bei Diagnosen wie ADHS, Autismus 
oder Verhaltensstörungen Rechnung. Besonders bei der Gruppenbe-
handlung von Kindern und Jugendlichen kann eine geringere Gruppen-
größe sinnvoll und sachgerecht sein. Die weitere Änderung der Richtli-
nie vollzieht die konzeptionelle Weiterentwicklung der verhaltensthera-
peutischen Gruppentherapie nach und verankert diese in der Versor-
gung von GKV-versicherten Patientinnen und Patienten“, sagte Dr. Ha-
rald Deisler, unparteiisches Mitglied im G-BA und Vorsitzender des Un-
terausschusses Psychotherapie. 

Um eine fundierte Entscheidungsgrundlage zu gewinnen, war im zu-
ständigen Unterausschuss eine Expertenbefragung von Gruppenpsy-
chotherapeutinnen und Gruppenpsychotherapeuten vorausgegangen, 
deren Ergebnisse in die Richtlinienänderung des G-BA eingeflossen 
sind. 

Der G-BA bewertet im Auftrag des Gesetzgebers psychotherapeutische 
Behandlungsformen – ebenso wie andere medizinische Methoden – 
nach einem festgelegten Verfahren. Überprüft wird dabei, ob psychothe-
rapeutische Verfahren, Methoden oder Techniken medizinisch notwen-
dig und wirtschaftlich sind und ob sie für Patientinnen und Patienten 
einen wissenschaftlich belegten Nutzen haben. 

GKV-Versicherte haben derzeit Anspruch auf Kostenübernahme von 
psychoanalytisch begründeten Verfahren der tiefenpsychologisch fun-
dierten Psychotherapie und der analytischen Psychotherapie sowie Ver-
haltenstherapie. 

Der Beschluss wird dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) zu-
nächst zur Prüfung vorgelegt und tritt nach erfolgter Nichtbeanstandung 
und Bekanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft. Der Beschlusstext 
und die Tragenden Gründe werden in Kürze auf folgender Seite im In-
ternet veröffentlicht: 
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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